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Kreis Lippe 
 
460 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung 
 
An Herrn Daniel Tambe ist am unter dem Aktenzeichen 
2.3-047040/mf einer Ordnungsverfügung erlassen worden. 
Die Ordnungsverfügung vom 24.10.2012 konnte nicht zu-
gestellt werden, da der Betroffene unbekannt verzogen ist, 
oder seine Erreichbarkeit nicht hergestellt ist. 
 
Gem. § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW 
(GV. NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die 
Verfügung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn 
seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wo-
chen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Klage-
frist, nach deren Ablauf Einwendungen grundsätzlich nicht 
mehr möglich sind. 
 
 

 
Der Betroffene kann die Ordnungsverfügung beim Kreis 
Lippe, Fachgebiet Ausländerangelegenheiten, Felix-
Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, Zimmer 389 oder 393 
in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 22.11.2012 
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Ausländerangelegenheiten 
Im Auftrage 
 
 
Budde 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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461 17. Sitzung des 8. Beirats bei der unteren 

Landschaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 17. Sitzung des 8. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Mittwoch, den 05.12.2012, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Sitzungszimmer Kaunas, Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 32756 Detmold, Felix-
Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
Detmold, 12.11.2012 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Hans-Dieter Wiesemann 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
462 Jahresabschluss der Staatsbad Salzuflen 

GmbH für das Geschäftsjahr 2011 
 
Die Gesellschafterversammlung der Staatsbad Salzuflen 
GmbH hat am 26.09.2012 den Jahresabschluss zum 
31.12.2011 festgestellt. 
 
Ein Jahresüberschuss/-fehlbetrag ist aufgrund eines Er-
gebnisabführungsvertrages mit der Wirtschaftsbetriebe Bad 
Salzuflen GmbH nicht entstanden. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Gö-
ken, Pollak und Partner Treuhandgesellschaft mbH hat am 
03.05.2012 folgenden uneingeschränkten Bestätigungs-
vermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Staats-
bad Salzuflen GmbH, Bad Salzuflen für das Geschäftsjahr 
vom 01. Januar bis 31. Dezember 2011 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beur-
teilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-
nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den 
Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden.  
 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie 
die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im 
Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresab-
schluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung 
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter so-
wie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage 
für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
 
 
 
 
 

 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der 
Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Den vorstehenden Bericht erstatten wir in Übereinstim-
mung mit den gesetzlichen Vorschriften und den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprü-
fungen (IDW PS 450). 
 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit  
 

vom 26. November bis einschließlich 
07. Dezember 2012 

 
im Kurgastzentrum Bad Salzuflen, 1. OG, Raum 36, 
Parkstrasse 20 in 32105 Bad Salzuflen zur Einsichtnahme 
während der Dienststunden (Montag bis Donnerstag 
8.30 - 16.00 Uhr, Freitag 8.30 - 12.00 Uhr) aus. 
 
Bad Salzuflen, den 13.11.2012 
 
 
gez. 
Wilfried Stephan 
Geschäftsführer 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
 
 
 
463 Allgemeinverfügung 
 
hier: Anordnung eines Abbrennverbotes für Feuerwerks-
körper am 31.12.2012/01.01.2013 
 
Aufgrund des § 24 Abs. 2 der Ersten Verordnung zum 
Sprengstoffgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 31. Januar 1991 (BGBl. I S. 169), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. Oktober 2012 
(BGBl. I S. 2171) wird von der Stadt Bad Salzuflen als örtli-
cher Ordnungsbehörde angeordnet, dass am 31.12.2012 
und am 01.01.2013 auf dem Vorplatz vor dem Gebäude 
der Kurverwaltung begrenzt durch die Parkstraße und die 
Bleichstraße Feuerwerkskörper nicht abgebrannt werden 
dürfen. Die genauen Flächen sind der dieser Allgemeinver-
fügung beiliegenden Anlage zu entnehmen.  
 
Die Stadt ist gem. § 1 der Verordnung zur Regelung von 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeits- und techni-
schen Gefahrenschutzes (ZustVO ArbtG) vom 13. Novem-
ber 2007 (GV. NRW 2007, S. 561), geändert durch VO 
vom 21. Dezember 2010 (GV. NRW. S. 700) in Verbindung 
mit 7.2.1 Nr.1 der Anlage für den Erlass der Verfügung zu-
ständig. 
 
Durch diese Maßnahme sollen die Zuschauer des Sylves-
terfeuerwerkes vor den Gefahren, die von privat gezünde-
ten Feuerwerkskörpern in einer Menschenansammmlung 
ausgehen, geschützt werden. Sie dient als Handlungs-
grundlage, um notwendige Maßnahmen gegen Besucher 
vornehmen zu können, die durch den Gebrauch pyrotech-
nischer Gegenstände die Gesundheit anderer gefährden.  
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Im Interesse einer effektiven Gefahrenabwehr wird hiermit 
die sofortige Vollziehung gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) in der Neufassung der Be-
kanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt 
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juli.2012 
(BGBl. I S. 1577) angeordnet. Durch den Gebrauch der 
Feuerwerkskörper entsteht eine Gefahr für Leben und Ge-
sundheit der anderen Besucher. Die Art der Verletzungen, 
die durch den Kontakt mit den Feuerwerkskörpern entste-
hen können, machen eine umgehende Beseitigung der Ge-
fahr notwendig.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie vor dem 
Verwaltungsgericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden, 
binnen eines Monats nach Veröffentlichung schriftlich Kla-
ge erheben. Die Klage muss den Kläger, den Beklagten 
und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben, die angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. 
 
Hinweis der Verwaltung:  
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das einer 
Klage bisher vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abge-
schafft worden. Zur Vermeidung unnötiger Kosten empfeh-
len wir Ihnen, sich vor Erhebung einer Klage zunächst mit 
uns in Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so 
etwaige Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage si-
cher behoben werden. Die Klagefrist von einem Monat wird 
durch einen solchen außergerichtlichen Einigungsversuch 
jedoch nicht verlängert. 
 
Bad Salzuflen, den 14.11 2012  
 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
 
Dr. Honsdorf 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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Stadt Barntrup 
 
464 Bekanntmachung über das Inkrafttreten der 

3. – vereinfachten – Änderung des Bebau-
ungsplanes-Nr. 01/27 „Am Bahnhof“ der Stadt 
Barntrup 

 
Der Rat der Stadt Barntrup hat in seiner Sitzung am 
23.10.2012 die 3. – vereinfachte – Änderung des Bebau-
ungsplanes-Nr. 01/27 „Am Bahnhof“ gemäß § 10 Abs. 1 
des Baugesetzbuches (BauGB) als Satzung beschlossen.  
 
Mit der 3. Änderung des vorgenannten Bebauungsplanes 
wird eine II-geschossige Bauweise (bisher I-geschossig) für 
2 Baugrundstücke östlich des Bahnhofsgebäudes festge-
setzt.  
 
Der Geltungsbereich der Änderung kann dem beigefügten 
Übersichtsplan entnommen werden.  
 
Der vorgenannte Bebauungsplan liegt mit Begründung und 
zusammenfassender Erklärung bei der Stadt Barntrup, 
Bauverwaltungsamt, Mittelstr. 38, Zimmer-Nr. 17, während 
der allgemeinen Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
aus. Über den Inhalt des Planes, der Begründung und der 
zusammenfassenden Erklärung wird auf Verlangen Aus-
kunft erteilt.  
Mit dieser Bekanntmachung tritt die 3. Änderung des Be-
bauungsplanes-Nr. 01/27 „Am Bahnhof“ der Stadt Barntrup 
gemäß § 10 Abs. 3 in Verbindung mit § 1 Abs. 8 BauGB in 
Kraft.  
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB über die fristgerechte Geltendmachung 
etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine 
bisher zulässige Nutzung durch den Bebauungsplan 
und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 
wird hingewiesen.  

 
2. Unbeachtlich werden 
a. eine nach § 214 Abs. 1 Nr. 1 – 3 beachtliche Verletzung 

der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschrif-
ten,  

b. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtli-
che Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

c. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs,  

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darle-
gung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Entsprechendes gilt, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
3. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden,  
 
c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Barntrup vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Barntrup, den 24.10.2012 
 
Stadt Barntrup 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Kuhs 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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Stadt Detmold 
 
465 Ersatzbestimmung eines Vertreters gem. § 45 

Kommunalwahlgesetz (KWahlG) für den Rat 
der Stadt Detmold 

 
Herr Dennis Maelzer hat durch Verzichtserklärung vom 
14.11.2012 gem. §§ 37, 38 KWahlG mit Ablauf des 
15.11.2012 auf sein Mandat im Rat der Stadt Detmold ver-
zichtet und entsprechend sein Ratsmandat mit Wirkung 
vom 16.11.2012 niedergelegt. 
 
Hiermit stelle ich gem. §45 KWahlG fest, dass 
 
Herr Heinz-Joachim Köhne 
 
nach der Reserveliste der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands (SPD) als Ersatzbewerber mit Wirkung vom 
16.11.2012 in den Rat der Stadt Detmold gewählt ist. 
 
Gegen diese Feststellung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Einspruch eingelegt werden bei: Stadt 
Detmold -Der Bürgermeister-, Marktplatz 5, 32758 Det-
mold. 
Der Einspruch ist schriftlich einzureichen oder mündlich in 
Zimmer 306 zur Niederschrift zu erklären. 
 
Detmold, 19.11.2012 
 
 
Der Bürgermeister 
-als Wahlleiter- 
Rainer Heller 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
 
 
 
466 Widmung der Straße „In den Hülsen“ (Ab-

schnitt) 
 
Die Stadt Detmold hat die Erschließungsanlage „In den 
Hülsen“ im Abschnitt von Leistruper-Wald-Straße bis Ein-
mündung Neue Reihe auf dem Flurstück 387 (teilweise) 
Flur 1, Gemarkung Oberschönhagen in Detmold, endgültig 
ausgebaut. 
Entsprechende Flurkartenauszüge können bei der Stadt 
Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Rosental 21, Zimmer 
238, eingesehen werden. 
 
Die Straße wird im o. g. Abschnitt hiermit nach den §§ 3 
und 6 des Straßen und Wegegesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 01.08.83 (StrWg NW) in der zur Zeit gülti-
gen Fassung als Gemeindestraße dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmet. 
 
Baulastträger der ausgebauten Erschließungsanlage ist die 
Stadt Detmold (§ 47 Abs. 1StrWG NW). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage erhoben  werden. 
Die Klage ist beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 
8, 32423 Minden oder Postfach 32 40, 32389 Minden) 
schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift des 
Urkundenbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 
 
Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Rechtsbehelfsfrist 
nur gewahrt, wenn die Klageschrift vor Ablauf der Monats-
frist bei Gericht eingegangen ist. 
 
Wird die Klage schriftlich erhoben, so sollen ihr zwei 
Durchschriften beigefügt werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Hinweis: 
 
Durch die Bürokratieabbaugesetze I und II ist das einer 
Klage vorgeschaltete Widerspruchsverfahren abgeschafft 
worden.  
Ich weise darauf hin, dass die o.g. Klagefrist auch dann 
einzuhalten ist, wenn Sie die Angelegenheit noch einmal 
mit der Verwaltung erörtern wollen. 
 
Detmold, den 22.11.2012 
 
Stadt Detmold 
 
 
Der Bürgermeister 
Rainer Heller 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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Gemeinde Extertal 
 
467 Auslegung der Planunterlagen nach 

§ 41 FlurbG in der Flurbereinigung Aerzen  
 - Beteiligung der Öffentlichkeit - 
 
Das Amt für Landentwicklung Hannover gibt bekannt, dass 
der Wege- und Gewässerplan mit landschaftspflegeri-
schem Begleitplan nach § 41 des Flurbereinigungsgeset-
zes (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. März 1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert 
durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2794) für das Flurbereinigungsverfahren Aer-
zen, Landkreis Hameln-Pyrmont 372 nach § 19 i.V.m 
§ 9 Abs. 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. August 2012 
(BGBl. I S. 1726) geändert worden ist - zur Einsichtnahme 
für jedermann in der Zeit vom 10.12.2012 bis zum 
21.12.2012 bei dem 
 
- Flecken Aerzen, Kirchplatz 2, Zimmer 15, 31855 Aer-

zen und beim 
- Amt für Landentwicklung Hannover, Zimmer 2248, 

Constantinstraße 40, 30177 Hannover 
 
während der Dienstzeiten ausliegt. Um telefonische Ter-
minvereinbarung wird gebeten. 
 
Anregungen und Bedenken können bis zum Ablauf der 
Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift beim 
LGLN - Regionaldirektion Hannover - Amt für Landentwick-
lung - Constantinstraße 40, 30177 Hannover gegeben wer-
den. Rechtsansprüche werden durch die Einbeziehung der 
Öffentlichkeit nicht begründet. 
 
Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung 
Niedersachsen - Regionaldirektion Hannover 
Amt für Landentwicklung Hannover 
Az.: Herten - 611 Aerzen 
 06/2 - 7/12 
 
30033 Hannover, 16.11.2012 
 
Postfach 33 09  
Tel.: (0511) 30245-283 
Fax: (0511) 30245-500 
 
 
Herten 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
 
 
 
468 Bekanntmachung der 1. Nachtragssatzung für 

das Haushaltsjahr 2012 vom 16.11.2012 
 
Aufgrund des § 81 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NW S 666), geändert durch Gesetz 
vom 16.11.2004 hat der Rat der Gemeinde Extertal mit Be-
schluss vom 25.10.2012 folgende 1. Nachtragssatzung zur 
Haushaltssatzung vom 31.05.2012 erlassen: 
 
 
 

 
§ 1 

Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 
 
im Ergebnisplan  
die Erträge in Höhe von 20.190.733,00 € 
um 0,00 € 
erhöht und um 0,00 € 
vermindert und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. Nachtrag 
festgesetzt auf 20.190.733,00 € 
 
die Aufwendungen in Höhe von 21.405.639,00 € 
um 0,00 € 
erhöht und um 0,00 € 
vermindert und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. Nachtrag 
festgesetzt auf 21.405.639,00 € 
 
im Finanzplan 
aus lfd. Verwaltungstätigkeit 
Einzahlungen in Höhe von 18.288.481,00 € 
um 0,00 € 
erhöht und um 0,00 € 
vermindert und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. Nachtrag 
festgesetzt auf 18.288.481,00 € 
 
Auszahlungen in Höhe von  19.300.263,00 € 
um 0,00 € 
erhöht und um 0,00 € 
vermindert und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. Nachtrag 
festgesetzt auf 19.300.263,00 € 
 
aus Investitions- und Finanzierungstätigkeit 
Einzahlungen in Höhe von 1.966.381,00 € 
um 0,00 € 
erhöht und um 0,00 € 
vermindert und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. Nachtrag 
festgesetzt auf 1.966.381,00 € 
 
Auszahlungen in Höhe von  2.348.162,00 € 
um 0,00 € 
erhöht und um 0,00 € 
vermindert und damit der Gesamtbetrag 
des Haushaltsplanes einschl. Nachtrag 
festgesetzt auf 2.348.162,00 € 
 
Somit werden die bisher festgesetzten Beträge nicht ver-
ändert. 
 

§ 2 
Der bisher festgesetzte Gesamtbetrag der Kredite für In-
vestitionen wird nicht geändert. 
 

§ 3 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der 
zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird gegenüber der bisherigen 
Festsetzung in Höhe von 20.000 € um 720.000 € erhöht 
und damit auf 740.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 
Dis bisher festgesetzte Verringerung der allgemeinen 
Rücklage zum Ausgleich des Ergebnisplanes wird nicht 
geändert. 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 783 
 

 

 
§ 5 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden dürfen, wird nicht geän-
dert. 
 

§ 6 
Die Steuersätze werden nicht geändert. 
 

§ 7 
Das Haushaltssicherungskonzept wird nicht geändert. 
 

§ 8 
Die Bildung der Budgets und der Deckungsfähigkeit wird 
nicht geändert. 
 

§ 9 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investitions-
maßnahmen wird nicht geändert. 
 

§ 10 
Die Höhe der über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen wird nicht geändert. 
 

Bekanntmachung der 1. Nachtragssatzung zur Haus-
haltssatzung der Gemeinde Extertal 

 
Die vorstehende 1. Nachtragssatzung zur Haushaltssat-
zung der Gemeinde Extertal für das Haushaltsjahr 2012 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die 1. Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung ist gemäß 
§ 80 Abs. 5 GO NW i.V.m. § 81 GO NW dem Landrat des 
Kreises Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde in 
Detmold mit Schreiben vom 06.11.2012 angezeigt worden. 
 
Die 1. Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung der Ge-
meinde Extertal liegt zur Einsichtnahme vom 27.11.2012 
bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 
2012 gem. § 80 Abs. 6 i.V.m. § 96 Abs. 2 GO NW während 
der Dienststunden im Rathaus III, 1. OG, Zimmer 12, öf-
fentlich aus. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit der 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift  und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
32699 Extertal, den 16.11.2012  
 
 
(Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
469 Pflichtprüfung der Stadtwerke Horn-Bad Mein-

berg für das Geschäftsjahr 2011 
 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat am 
20. September 2012 den Jahresabschluss und den Lage-
bericht zum 31.12.2011 festgestellt und über den Jahres-
fehlbetrag wie folgt beschlossen: 
 
„Der Jahresfehlbetrag 2011 für den Betriebszweig Wasser-
versorgung in Höhe von 21.001,90 € wird mit dem vorge-
tragenen Jahresfehlbetrag aus 2010 in Höhe von 
11.010,67 € durch Entnahme aus der allgemeinen Rückla-
ge ausgeglichen. 
 
Der Jahresfehlbetrag 2011 für den Betriebszweig Abwas-
serbeseitigung in Höhe von 227.558,05 € wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. Der vorgetragene Jahresfehlbetrag 
aus 2010 in Höhe von 51.018,34 € wird durch Entnahme 
aus der allgemeinen Rücklage ausgeglichen. 
 
Der Jahresfehlbetrag 2011 für den Betriebszweig Photovol-
taik in Höhe von 1.645,50 € wird auf neue Rechnung vor-
getragen.“ 
 
Jahresabschluss und Lagebericht werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. Sie werden bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2012 bei den Stadtwerken Horn-Bad Mein-
berg, Burgstraße 11, Zimmer 5, 32805 Horn-Bad Meinberg, 
während der allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsichtnah-
me verfügbar gehalten. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Stadtwerke Horn-Bad Mein-
berg. Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2011 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Curacon GmbH, Münster, bedient. Diese hat mit Da-
tum vom 31.07.2012 den nachfolgend dargestellten unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht des Eigen-
betriebs Stadtwerke Horn-Bad Meinberg, Horn-Bad Mein-
berg, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2011 geprüft. Die Buchführung und die Auf-
stellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergän-
zenden landesrechtlichen Vorschriften liegen in der Ver-
antwortung der Betriebsleitung des Eigenbetriebs. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchge-
führten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss 
unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lage-
bericht abzugeben.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach 
§ 317 HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 
auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebs sowie die Erwartun-
gen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
zogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebe-
richt überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzun-
gen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lage-
berichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung ei-
ne hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und ergänzenden lan-
desrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs 
Stadtwerke Horn-Bad Meinberg, Horn-Bad Meinberg. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, 
vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Curacon GmbH ausgewertet und eine 
Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt 
dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 26.10.2012 
 
GPA NRW 
Im Auftrag 
 
Gez. Matthias Middel 
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Aufgrund des § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2004 
(GV. NRW. S. 644) i.V.m. § 3 (5) der Verordnung über die 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbe-
trieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen vom 
09. März 1981 (GV. NRW. S. 147) wird hiermit die Feststel-
lung des Jahresabschlusses, die Behandlung des Fehlbe-
trages sowie der abschließende Vermerk der Gemeinde-
prüfungsanstalt NRW ortsüblich öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Horn-Bad Meinberg, den 08.11.2012 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
Stadtwerke 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Wolfgang Jüdith 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
470 2. Änderung der Ordnungsbehördlichen Ver-

ordnung zur Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Sicherheit und Ordnung im Gebiet der Al-
ten Hansestadt Lemgo vom 15. März 2005 

 
Aufgrund der §§ 27 und 31 des Gesetzes über Aufbau und 
Befugnisse der Ordnungsbehörden - Ordnungsbehörden-
gesetz (OBG) – in der Fassung der Bekanntmachung vom 
13. Mai 1980 (GV NW S. 528) in der z.Z. geltenden Fas-
sung und der §§ 7, 9 und 10 des Gesetzes zum Schutz vor 
Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen Umwelt-
einwirkungen (Landesimmissionsschutzgesetz – LImSchG) 
i.d. Fassung vom 04. Mai 2004 (GV NW S. 229), nach Zu-
stimmung durch die Bezirksregierung in Detmold vom 
06.01.2005 zu den §§ 9 und 10, wird gem. Beschluss des 
Rates vom 22.10.2012 von der Stadt Lemgo als örtliche 
Ordnungsbehörde folgende Änderung der Ordnungsbe-
hördlichen Verordnung vom 15. März 2005 für das Gebiet 
der Stadt Lemgo erlassen: 
 
Einfügen des § 4 a 
 
Die Bestimmung erhält folgenden Wortlaut 
 

§ 4 a 
 

Werbung, Wildes Plakatieren 
 
1. Es ist verboten, auf Verkehrsflächen und in Anlagen – 
insbesondere an Bäumen, Haltestellen und Wartehäus-
chen, Strom- und Ampelschaltkästen, Lichtmasten, Signal-
anlagen, Verkehrszeichen und sonstigen Verkehrseinrich-
tungen, an Abfallbehältern und Sammelcontainern und an 
sonstigen für diese Zwecke nicht bestimmten Gegenstän-
den und Einrichtungen – sowie an den im Angrenzungsbe-
reich zu den Verkehrsflächen und Anlagen gelegenen Ein-
friedungen, Hauswänden und sonstigen Einrichtungen und 
Gegenständen Flugblätter, Druckschriften, Handzettel, Ge-
schäftsempfehlungen, Veranstaltungshinweise und sonsti-
ges Werbematerial anzubringen, zu verteilen oder zugelas-
sene Werbeflächen durch Überkleben, Übermalen oder in 
sonstiger Art und Weise zu überdecken. 
 
2. Ebenso ist es untersagt, die in Abs. 1 genannten Flä-
chen, Einrichtungen und Anlagen zu bemalen, zu besprü-
hen, zu beschriften, zu beschmutzen oder in sonstiger 
Weise zu verunstalten.  
 
3. Das Verbot gilt nicht für von der Stadt genehmigte Nut-
zungen oder konzessionierte Werbeträger sowie für bau-
aufsichtsrechtlich genehmigte Werbeanlagen. Solche Wer-
beanlagen dürfen jedoch in der äußeren Gestaltung nicht 
derart vernachlässigt werden, dass sie verunstaltet wirken. 
 
Einfügen in § 12 Abs. 1 
 
3a. das Verbot des unbefugten Werbens und Plakatierens 
gem. § 4 a der Verordnung  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 2. Änderung der Ordnungsbehördlichen Verordnung 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung im Gebiet der Alten Hansestadt Lemgo vom 
15. März 2005 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 09. Oktober 2007 (GV NRW vom 16.10.2007, S. 380) 
beim Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und 
dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tat-
sache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 14.11.2012 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Als örtliche Ordnungsbehörde 
Der Bürgermeister 
 
 
(Dr. Austermann) 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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Stadt Lügde 
 
471 Widmung der Erschließungsanlagen „Kloster-

tor“ und „Alte Dorfstr.“ (Teilbereich) im Orts-
teil Rischenau der Stadt Lügde 

 
Die Stadt Lügde hat die Erschließungsanlagen „Klostertor“ 
und „Alte Dorfstr. (tlw.)“ im Ortsteil Rischenau endgültig 
ausgebaut. Die Abgrenzung der Erschließungsanlagen ist 
aus dem beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. Die Stra-
ßen umfassen die nachstehend aufgeführten Grundstücke 
der Gemarkung Rischenau: 
 
Flur 2, Flurstück 36 (teilweise),  
Flur 3, Flurstücke 132 und 274 und 
Flur 4, Flurstücke 143 und 178. 
 
Die Straßen werden hiermit nach den §§ 3 und 6 des Stra-
ßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23. September 1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 
S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327) in der zurzeit geltenden 
Fassung als Gemeindestraße dem öffentlichen Verkehr 
gewidmet.  
 
Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Lügde 
(§ 47 Abs. 1 StrWG NRW). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht in 32423 Minden, Kö-
nigswall 8, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Wird 
die Klage schriftlich erhoben, so sollen dieser zwei Ab-
schriften beigefügt werden.  
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtig-
ten versäumt werden sollte, so würde das Verschulden 
dem Kläger zugerechnet werden.  
 
Lügde, 15.11.2012 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister  
 
 
Reker 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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472 Satzung über die endgültige Herstellung der 

Erschließungsanlagen „Klostertor“ und „Alte 
Dorfstr.“ (Teilbereich) im Ortsteil Rischenau 
der Stadt Lügde vom 15.11.2012 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), in Verbindung mit § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) jeweils in der zurzeit geltenden Fas-
sung und des § 8 Abs. 3 der Satzung über die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Lügde vom 
07. April 1988 (Kreisblatt Lippe v. 25.04.98, S. 263 – 265) 
hat der Rat der Stadt Lügde in seiner Sitzung am 
08. Oktober 2012 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Endgültige Herstellung und Festlegung der Herstel-
lungsmerkmale 
 
Der Rat stellt die endgültige Herstellung der Erschlie-
ßungsanlagen „Klostertor“ und „Alte Dorfstr.“ (Teilbereich) 
im Ortsteil Rischenau fest und bestimmt, dass sie mit der 
Erfüllung der im § 8 Abs. 1 der Satzung über die Erhebung 
von Erschließungsbeiträgen in der Stadt Lügde vom 
07. April 1988 festgesetzten Herstellungsmerkmalen, bzw. 
abweichend von diesen mit den in dieser Satzung genann-
ten Herstellungsmerkmalen  
 

• Fahrbahn mit Unterbau und Decke; die Decke be-
steht aus Asphalt, 

 
• beidseitig in Schotterrasen befestigte und unbe-

festigte Seitenbereiche, im Bereich der Stichwege 
mit Pflasterung,   

 
• Entwässerungseinrichtungen mit Anschluss an die 

Kanalisation und 
 

• Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig 
 
ihren endgültigen Ausbauzustand erreicht haben. 
 
Die Erschließungsanlagen umfassen die nachstehend auf-
geführten Grundstücke der Gemarkung Rischenau: 
 
Flur 2, Flurstück 36 (tlw.), 
Flur 3, Flurstücke 132 und 274 und 
Flur 4, Flurstücke 143 und 178.  
 
Die Straßenflächen befinden sich im Eigentum der Stadt 
Lügde.  
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung über die endgültige Herstellung 
der Erschließungsanlagen „Klostertor“ und „Alte Dorfstr.“ 
(Teilbereich) im Ortsteil Rischenau der Stadt Lügde wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung gemäß § 7 Abs. 6 GO NW  nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Lügde, 15.11.2012 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
 
 
 
473 Feststellung des Jahresabschlusses 2008 und 

des Lageberichtes sowie Entlastung des Bür-
germeisters 

 
Der Rat der Stadt Lügde hat in seiner Sitzung vom 
05.11.2012 gem. § 96 Absatz 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 
(GV. NRW S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung den 
von Rechnungsprüfungsausschuss unter Zuhilfenahme der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Curacon GmbH geprüften 
Jahresabschluss sowie den Lagebericht inklusive Anhang 
festgestellt und dem Bürgermeister uneingeschränkte Ent-
lastung erteilt. 
 
Bilanz zum 31.12.2008 
AKTIVA 
 
A. Anlagevermögen 
I. Immaterielle Vermögensgegenstände 11.932,00 
II. Sachanlagen 
1. Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 
a) Grünflächen 10.243.988,00 
b) Ackerland 1.183.134,00 
c) Wald, Forsten 5.069.270,00 
d) sonstige unbebaute Grundstücke 1.444.085,00 
2. Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte 

mit 
a) Kinder- und Jugendeinrichtungen 1.908.009,00 
b) Schulen 13.289.978,00 
c) sonstigen Dienst-, Geschäfts- und Be- 
 triebsgebäuden 10.479.932,00 
3. Infrastrukturvermögen 
a) Grund und Boden Infrastrukturvermögen 5.648.386,00 
b) Brücken und Tunnel 771.866,00 
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c) Entwässerungs- und Abwasserbeseiti- 
 gungsanlagen 20.650.200,11  
d) Straßennetz mit Wegen, Plätzen und 
 Verkehrslenkungsanlagen 29.127.937,54 
e) sonstige Bauten Infrastrukturvermögen 1.687.410,28 
4. Bauten auf fremden Grund und Boden 914.571,00 
5. Maschinen und technische Anlagen, 
 Fahrzeuge 1.018.226,00 
6. Betriebs- und Geschäftsausstattung 497.165,00 
7. Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 673.346,00 
III. Finanzanlagen 
1. Beteiligungen 63.195,85 
2. Sondervermögen 1.396.403,88 
3. Wertpapiere des Anlagevermögens 293.359,78 
4.  Sonstige Ausleihungen 27.589,42 
B. Umlaufvermögen 
I. Vorräte 
1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 783.167,39 
II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
1. Öffentlich-rechtliche Forderungen und Forderungen aus 
 Transferleistungen 
a) Gebühren 260.918,93 
b) Beiträge 304.875,18 
c) Steuern 180.010,81 
d) sonstige öffentlich-rechtl. Forderungen 1.112,23 
2. Privatrechtliche Forderungen 
a) gegenüber dem privaten Bereich 112.254,29 
b) gegenüber dem öffentlichen Bereich 1.119.626,06 
c) gegen verbundene Sondervermögen 150.000,00 
3. Sonstige Vermögensgegenstände 30.216,21 
III. Liquide Mittel 3.083.773,46 
C. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten 18.104,69 
Summe AKTIVA 112.444.044,11 
 
PASSIVA 
A. Eigenkapital 
I. Allgemeine Rücklage 40.291.523,49 
II. Ausgleichsrücklage 3.656.808,51 
III. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag 1.277.212,36 
B. Sonderposten 
I. für Zuwendungen 34.486.613,97 
II. für Beiträge 7.555.321,28 
III. für den Gebührenausgleich 50.840,98 
C. Rückstellungen 
I. Pensionsrückstellungen 4.643.894,00 
II. Instandhaltungsrückstellungen 4.322.600,00 
III. Sonstige Rückstellungen 2.524.662,55 
D. Verbindlichkeiten 
I. Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen 
1. vom privaten Kreditmarkt 8.702.659,90 
II. Verbindlichkeiten aus Krediten zur Liqui- 
 ditätssicherung 0,00 
III. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
 Leistungen 471.695,02 
IV. Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 70.834,72 
V. Erhaltene Anzahlungen 3.412.623,91 
VI. Sonstige Verbindlichkeiten 84.696,76 
E. Passive Rechnungsabgrenzungsposten 892.056,66 
Summe PASSIVA 112.444.044,11 
 

Gesamtergebnisrechnung 2008 
 Ertrags- / Aufwandarten in € 
 
+ Steuern und ähnliche Abgaben 8.714.086,63 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 6.551.349,46 
+ Sonstige Transfererträge 38.476,78 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 2.872.980,35 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 466.359,67 

 
+ Kostenerstattungen und Kostenumlagen 236.084,61 
+ Sonstige ordentliche Erträge 700.278,45 
+ Aktivierte Eigenleistungen 62.045,03 
+/- Bestandsveränderungen 0,00 
= Ordentliche Erträge 19.641.660,98 
- Personalaufwendungen 3.312.520,30 
- Versorgungsaufwendungen 221.940,19 
- Aufwendungen f. Sach- u. Dienstleitungen 3.404.866,83 
- Bilanzielle Abschreibungen 2.582.707,00 
- Transferaufwendungen 6.798.955,80 
- Sonstige ordentliche Aufwendungen 1.786.890,59 
= Ordentliche Aufwendungen 18.107.880,71 
= Ergebnis der lfd. Verwaltungstätigkeit 1.533.780,27 
+ Finanzerträge 125.725,84 
- Zinsen und ähnliche Aufwendungen 382.293,75 
= Finanzergebnis -256.567,91 
= Ordentliches Ergebnis  1.277.212,36 
+ Außerordentliche Erträge 0,00 
- Außerordentliche Aufwendungen 0,00 
= Außerordentliches Ergebnis 0,00 
= Jahresergebnis 1.277.212,36 
 
 Gesamtfinanzrechnung 2008 
 Ein- / Auszahlungsarten in € 
 
+ Steuern und ähnliche Abgaben 8.529.337,90 
+ Zuwendungen und allgemeine Umlagen 5.535.184,51 
+ Sonstige Transfereinzahlungen 38.476,78 
+ Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 2.340.920,49 
+ Privatrechtliche Leistungsentgelte 457.897,75 
+ Kostenerstattungen, Kostenumlagen 223.905,13 
+ Sonstige Einzahlungen 947.338,03 
+ Zinsen und ähnliche Finanzeinzahlungen  121.877,32 
= Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit  18.194.937,91 
- Personalauszahlungen 3.328.103,16 
- Versorgungsauszahlungen 212.626,21 
- Auszahlungen für Sach- u. Dienstleitungen 2.460.329,26 
- Zinsen und sonstige Finanzauszahlungen 380.124,61 
- Transferauszahlungen 6.713.033,47 
- Sonstige Auszahlungen 1.835.345,08 
= Auszahlungen a. lfd. Verwaltungstätigkeit 14.929.561,79 
= Saldo der lfd. Verwaltungstätigkeit 3.265.376,12 
+ Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen  1.182.488,57 
+ Einzahlungen a. Veräußerung Sachanlagen 336.738,34 
+ Einzahlungen a. Veräußerung Finanzanlagen 0,00 
+ Einzahlungen a. Beiträgen u. ä. Entgelten 222.964,43 
+ Einzahlungen a. Investitionstätigkeit 1.742.191,34 
- Auszahlungen f. Erwerb von Grundstücken 
 und Gebäuden 301.287,50 
- Auszahlungen f. Baumaßnahmen 1.287.946,30 
- Auszahlungen f. Erwerb von beweglichem 
 Anlagevermögen 234.413,96 
- Auszahlungen für Erwerb von Finanzanlagen  0,00 
- Auszahlungen v. aktivierbaren  
 Zuwendungen 188.074,54 
- Sonstige Investitionsauszahlungen 0,00 
- Auszahlungen aus Investitionstätigkeit 2.011.722,30 
= Saldo der Investitionstätigkeit -269.530,96 
= Finanzmittelüberschuss/-fehlbetrag  2.995.845,16 
+ Aufnahme und Rückflüsse von Darlehn 3.247,55 
+ Aufnahme Kredite zur Liquiditätssicherung 0,00 
- Tilgung von Krediten für Investitionen 315.498,79 
- Tilgung von Krediten zur Liquiditätssicherung 0,00 
= Saldo der Finanzierungstätigkeit -312.251,24 
= Änderung d. Bestandes eigene Finanzmittel 2.683.593,92 
+ Anfangsbestand an Finanzmittel 400.179,54 
= Liquide Mittel 3.083.773,46 
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Der vorstehende Beschluss des Rates der Stadt Lügde 
über den Jahresabschluss 2008 und den Lagebericht so-
wie die Entlastung des Bürgermeisters wird hiermit gem. 
§ 96 Absatz 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Jahresabschluss 2008 liegt zusammen mit dem Lage-
bericht und dem Anhang bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme im Rathaus Lügde, 
Am Markt 1, Zimmer 19, während der nachfolgenden 
Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
dienstags und mittwochs 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr 
donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Lügde, den 19.11.2012  
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
 
 
 
474 Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung 

in der Stadt Lügde vom 20. November 2012 
 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 41 (1) f) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) zuletzt 
geändert durch Art. I des Gesetzes  vom 18. Sept. 2012 
(GV. NRW. 2012, S. 4369), der §§ 8 und 9 des Abfallge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) 
vom 21. Juni 1988 (GV NRW S. 250), zuletzt geändert 
durch Art. 3 Änderungsgesetz vom 11. Dezember 2007 
(GV.NRW. S. 708) und Art. 2 Umweltänderungsgesetz vom 
20. Mai 2008 (GV.NRW. S.460),  des Kreislaufwirtschafts-
gesetzes (KrWG) vom 24. Februar 2012 (BGBl. I, S. 212ff.) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 13. Dezember 2011 (GV.NRW. S. 687) hat der 
Rat der Stadt Lügde in seiner Sitzung am 
19. November 2012 folgende Gebührensatzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 

Benutzungsgebühren 
 
Zur Deckung der Kosten der Abfallentsorgung werden nach 
§ 6 KAG in Verbindung mit § 22 der Satzung über die Ab-
fallentsorgung in der Stadt Lügde vom 06. November 2012 
von den Anschlussnehmern öffentlich-rechtliche Gebühren 
erhoben. 
 
 
 
 
 
 

 
§ 2 

 
Gebührenberechnung 

 
(1) Die Abfallentsorgungsgebühr besteht aus den Teilen: 
 
 a) Grundgebühr je Haushalt und/oder Betrieb  
 
 und 
 
 b) Behältergebühren. 
 
Die Behältergebühren werden nach der Art, Anzahl und 
Größe der Abfallbehälter sowie nach der Häufigkeit der 
Entleerungen bemessen. 
 
(2) Ein Haushalt im Sinne dieser Satzung bilden alle Per-
sonen, die gemeinsam wohnen und wirtschaften. Wer al-
lein wirtschaftet, bildet einen eigenen Haushalt. Personen 
mit mehreren Wohnungen führen in jeder Wohnung einen 
eigenen Haushalt. Im Zweifelsfall ist dies durch den Ge-
bührenpflichtigen nachzuweisen. 
 
(3) Zu den Betrieben im Sinne dieser Satzung zählen ins-
besondere: 
 
• Gewerbe und Industriebetriebe 
• Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-

chen Rechts 
• Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des privaten 

Rechts 
• Kirchen- und Religionsgemeinschaften 
• Hotels, Pensionen, Restaurants, Gaststätten, Cafés, 

Imbissstuben, Altenheime 
• Einzelhandelsgeschäfte, Großhandelsbetriebe 
• Handwerksbetriebe 
• Berufe mit Geschäfts- und Praxisräumen. 
 
(4) Die Gebühren betragen jährlich: 
 
a) Grundgebühr je Haushalt 54,00 € 
b) Grundgebühr je Betrieb 54,00 €  
 
und 
 
c) für die System-Abfallbehälter incl. Behältermiete 
 60 l grau 4-wöchentlich 29,70€ 
 (möglich nur für ein von nur einer Person 
 bewohntem Grundstück) 
 60 l grau 4-wöchentlich 35,40 € 
 80 l grau 4-wöchentlich 47,20 € 
 120 l grau 4-wöchentlich 70,80 € 
 240 l grau 4-wöchentlich 141,60 € 
 
 60 l grün 14-tägige Abfuhr 14,42 € 
 (möglich nur für ein von nur einer Person 
 bewohntem Grundstück) 
 60 l grün 14-tägige Abfuhr 28,83 € 
 80 l grün 14-tägige Abfuhr 38,44 € 
 120 l grün 14-tägige Abfuhr 57,66 € 
 
 80 l grau 4-wöchentlich 
  (Windeltonne auf bes. 
  Anforderung zu  
  besonderen Terminen) 54,00 € 
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d) für die System-Abfallbehälter incl. Behältermiete (soge-
nannte Halbjahresbiotonne), die auf Antrag seitens der 
Stadt Lügde zusätzlich speziell für die jährliche Vegetati-
onsperiode herausgegeben wird. Das Gefäß verbleibt für 
die Nutzungszeit von Mai bis November einen jeden  Jah-
res ganzjährig beim Gebührenpflichtigen. 
 
 80 l grün 14-tägige Abfuhr 43,12 € 
 120 l grün 14-tägige Abfuhr 54,34 € 
 
e) für einen Abfallsack mit 70 l  
 Nutzinhalt 5,00 €/Stück 
 
(5) Für Grundstücke, die mittels Großbehälter (1.100 l) ent-
sorgt werden, ist eine jährliche Benutzungsgebühr zu zah-
len, die sich wie folgt zusammensetzt: 
 
a) pro Großbehälter bei jährlich 
 einmaliger Entleerung 37,70 € 
b) pro Großbehälter bei 4-wöchent- 
 licher Entleerung 490,10 € 
c) pro Großbehälter bei  
 14-tägiger Entleerung 980,20 € 
d) pro Großbehälter bei wöchentlich 
 einmaliger Entleerung 1.960,40 € 
e) pro Großbehälter bei wöchentlich 
 zweimaliger Entleerung 3.920,80 € 
f) Werden die Abfallbehälter von beauftragten Abfuhrun-

ternehmen gestellt und unterhalten, so erhöhen sich die 
Gebühren für jeden Großbehälter um 64,80 €. 

 
(6) Für die Auslieferung eines Abfallbehälters auf dem an-
geschlossenen Grundstück, die auf Antrag des Gebühren-
pflichtigen erfolgt, wird eine Verwaltungsgebühr von 
15,00 € erhoben. Die Gebühr für die Auslieferung eines 
weiteren Gefäßes auf demselben Grundstück beträgt 
10,00 €. Diese Regelung gilt nicht bei einer mängelbeding-
ten Umstellung. Außerdem ist sie nicht anzuwenden bei 
der erstmaligen Auslieferung eines Abfallbehälters. 
 
Die Verwaltungsgebühr wird vom Gebührenpflichtigen per 
Einzelrechnung vor der Umstellung erhoben. 
 
(7) Der Gebührensatz für die Grün- und Gehölzschnittan-
nahme beträgt bei Anlieferung mit PKW-Anhänger von 
1 m³ bis max.  2 m³ Grün- oder Gehölzschnitt 15,00 €/je 
Anlieferung. 
 
Bei größeren Mengen pflanzlicher Abfälle (über 2 m³) ist 
die Annahme ausgeschlossen. Fallen größere Mengen zur 
Entsorgung an, sind diese per Eigenanlieferung oder durch 
Muldentransporteure zur Entsorgungsanlage bzw. den 
drittbeauftragten Betreibern der Abfallsortieranlagen zu be-
fördern. 
 
Die Anlieferung in Transportbehältern (Säcke, Tüten, Kis-
ten bis max. 100 l) per Handwagen oder Karre, mittels 
PKW oder PKW-Kombi sowie mit PKW-Anhänger oder mit 
Kleintransporter bis 1 m³ ist weiterhin gebührenfrei. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht nach Ablauf des Monats, 
in dem das Grundstück an die Abfallbeseitigung ange-
schlossen wird. Sie endet mit Ablauf des Monats, in dem 
der Anschluss entfällt, auch wenn die Abfallbeseitigung 
während dieses Zeitraums nicht voll in Anspruch genom-
men wird. Wird das Grundstück bis zur ersten regelmäßi-
gen Entleerung im Monat angeschlossen, so beginnt die 
Gebührenpflicht mit dem Anmeldemonat. 
 
(2) Vermindert oder erhöht sich die Zahl der Haushalte, 
Betriebe oder der Abfallbehälter pro Grundstück oder än-
dert sich deren Größe während des Haushaltsjahres, so 
vermindert oder erhöht sich die Gebührenpflicht entspre-
chend den Veränderungen mit Beginn des folgenden Mo-
nats. Tritt  die Veränderung vor der ersten regelmäßigen 
Entleerung im Monat ein, so ändert sich die Gebühren-
pflicht vom Ummeldemonat ab. 
 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben schriftlich – auf Verlan-
gen auf vorgeschriebenen Vordruck – die Anzahl und Grö-
ße der benutzten Abfallbehälter, die Zahl der Haushalte 
bzw. der Betriebe und die Anzahl der Bewohner anzuge-
ben. Unterbleibt die Angabe, so werden Zahl und Größe 
der Abfallbehälter durch die Stadt Lügde festgestellt. 
 
(4) Die Bestimmungen des Abs. 3 gelten entsprechend für 
Neuanschlüsse und Veränderungen der Behälterzahl und 
Behältergröße während des laufenden Haushaltsjahres. 
 

§ 4 
 

Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des an die Abfall-
beseitigung angeschlossenen Grundstücks. Ist das Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist der Erbbaube-
rechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Meh-
rere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. Ferner haf-
tet neben dem Eigentümer auch die  zur Nutzung oder zum 
Gebrauch des Grundstücks dinglich Berechtigten und die 
Wohnungsberechtigten (§ 1093 BGB, § 31 WEG) nach 
dem Verhältnis ihrer Anteile, es sei denn, dass sie ihrer 
Zahlungspflicht gegenüber dem Eigentümer vor ihrer Inan-
spruchnahme durch die Stadt Lügde bereits nachgekom-
men sind. 
 
(2) Bei Eigentumswohnungen ist die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer, vertreten durch den von ihr zu be-
stellenden Verwalter (§ 26 WEG) gebührenpflichtig. 
 
(3) Bei einem Eigentumswechsel geht die Gebührenpflicht 
mit dem Beginn des auf den Eigentumswechsel folgenden 
Monats auf den neuen Eigentümer über. Entsprechendes 
gilt beim Wechsel des Erbbauberechtigten. 
 
(4) Rechtsänderungen (Eigentum, Erbbaurecht) sind vom 
bisherigen Gebührenpflichtigen unverzüglich zu melden. 
Der bisherige Gebührenpflichtige haftet gesamtschuldne-
risch für die Gebühren, die bis zu dem Zeitpunkt entstan-
den sind, in dem die Stadt Kenntnis von der Rechtsände-
rung erhält. 
 
(5) Werden Abfallsäcke mit 70 l Nutzinhalt verwendet, so 
ist der Erwerber gebührenpflichtig. 
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§ 5 

 
Heranziehung und Fälligkeit 

 
(1) Die Heranziehung zu den Gebühren für die Abfallbesei-
tigung erfolgt bei der Verwendung von Abfallbehältern der 
in § 2 Abs. 4 genannten Größen durch Bescheid des Bür-
germeisters jeweils für ein Haushaltsjahr. Die Jahresge-
bühr ist mit je einem Viertel zum 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November zu entrichten. Sie kann zu-
sammen mit anderen Abgaben angefordert werden. Geht 
der Bescheid dem Gebührenpflichtigen  erst nach einem 
der genannten Fälligkeitstage zu, so ist die Gebühren-
schuld für den oder die vorangegangenen Fälligkeitstage 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides 
zu entrichten. 
 
(2) Die Gebühr für die Abfallsäcke wird beim Erwerb fällig. 
 

§ 6 
 

Unterbrechung der Abfallbeseitigung 
 
(1) Wir die Abfallbeseitigung durch Bauarbeiten, Streiks, 
Betriebsstörungen, betriebsnotwendige Arbeiten, behördli-
che Verfügungen oder Verlegung des Zeitpunktes der Ab-
fallabfuhr eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet 
durchgeführt, so haben die Gebührenpflichtigen keinen An-
spruch auf Ermäßigung oder Erlass der Gebühren. 
 
(2) Wird die Abfallbeseitigung länger als einen Monat un-
terbrochen, so vermindert sich die Gebührenpflicht ent-
sprechend. Der Zeitraum der Unterbrechung wird auf volle 
Monate nach oben aufgerundet.  
 

§ 7 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften der §§ 3 Abs. 3 
Satz 1 und Abs. 4 sowie § 4 Abs. 4 Satz 1 können nach 
§ 20 Abs. 2 KAG NW mit einer Geldbuße geahndet wer-
den. 
 

§ 8 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2013 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung in 
der Stadt Lügde vom 13. Dezember 2011 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung in der 
Stadt Lügde vom 20. November 2012 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. vom 
02.09.1994, S. 666), beim Zustandekommen dieser Sat-
zung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-

schluss) vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, den 20. November 2012 
 
 
gez. Reker 
- Bürgermeister - 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
 
 
 
475 Satzung über die Straßenreinigung und die Er-

hebung von Straßenreinigungsgebühren 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) 
der Stadt Lügde vom 20. November 2012 

 
Aufgrund von § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.Juli.1994 (GV. NW S. 666/SGV.NW 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2011 
(GV.NRW. S. 271), der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die 
Reinigung öffentlicher Straßen (StrReinG NW) vom 
18.Dez.1975 (GV NRW S. 706), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 30.Juni 2009 (GV,NRW. S. 390)  und der §§ 4 
und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (KAG) vom 21.Oktober.1969 
(GV NW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz zur Ab-
schaffung der Jagdsteuer vom 30.Juni 2009 (GV.NRW. 
S. 394) hat der Rat der Stadt Lügde in seiner Sitzung am 
19. November 2012 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Inhalt der Reinigungspflicht 

 
(1) Die Stadt Lügde betreibt die Reinigung der dem öffentli-
chen Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (öf-
fentliche Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortslagen, 
bei Bundesstraßen, Landesstraßen und Kreisstraßen je-
doch nur der Ortsdurchfahrten, als öffentliche Einrichtung, 
soweit die Reinigung nicht nach §§ 2 ff. dieser Satzung den 
Grundstückseigentümern übertragen wird. Ist das Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle 
des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 
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(2) Die Reinigung umfasst die Straßenreinigung sowie die 
Winterwartung der Gehwege und der Fahrbahnen. Die 
Straßenreinigung beinhaltet die Entfernung aller Verunrei-
nigungen von der Straße, die die Hygiene oder das Stadt-
bild nicht unerheblich beeinträchtigen oder eine Gefähr-
dung des Verkehrs darstellen können. Die Reinigungs-
pflicht der Gemeinde beinhaltet als Winterwartung insbe-
sondere das Schneeräumen sowie das Bestreuen an den 
gefährlichen Stellen der verkehrswichtigen Straßen bei 
Schnee- und Eisglätte. Art und Umfang der Reinigungs-
pflichten der Anlieger ergeben sich aus den §§ 2 – 4 dieser 
Satzung. 
 
(3) Als Gehwege im Sinne dieser Satzung gelten 
- alle selbstständigen Gehwege  
- die gemeinsamen Fuß- und Radwege (Zeichen 240 

StVO) 
- alle erkennbar abgesetzt für die Benutzung durch Fuß-

gänger vorgesehenen Straßenteile sowie 
- Gehbahnen in 1,50 m Breite ab begehbarem Straßen-

rand bei allen Straßen und Straßenteilen, deren Benut-
zung durch Fußgänger vorgesehen oder geboten ist, 
insbesondere in verkehrsberuhigten Bereichen (Zei-
chen 325/326 StVO) und Fußgängerbereichen (Zeichen 
242/243 StVO). 

 
(4) Als Fahrbahn im Sinne dieser Satzung gilt die gesamte 
übrige Straßenoberfläche, also neben den dem Fahrver-
kehr dienenden Teilen der Straße insbesondere auch die 
Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die Bankette, die 
Bushaltestellenbuchten sowie die Radwege.  
 

§ 2 
Übertragung der Reinigungspflicht auf die Grund-

stückseigentümer 
 
(1) Die Reinigung der im anliegenden Straßenverzeichnis 
besonders kenntlich gemachten Fahrbahnen und Gehwege 
wird in dem darin festgelegten Umfang und Zeitraum den 
Eigentümern der an sie angrenzenden und durch sie er-
schlossenen Grundstücke auferlegt. Das Straßenverzeich-
nis ist Bestandteil dieser Satzung. 
 
(2) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter 
durch schriftliche Erklärung gegenüber der Gemeinde mit 
deren Zustimmung die Reinigungspflicht übernehmen, 
wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachge-
wiesen wird; die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und 
nur solange wirksam, wie die Haftpflichtversicherung be-
steht. 
 
(3) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Ver-
pflichtung des Verursachers, außergewöhnliche Verunrei-
nigungen oder Abfall unverzüglich zu beseitigen, befreit 
den Reinigungspflichtigen nicht von seiner Reinigungs-
pflicht. 
 

§ 3 
Umfang der übertragenen Straßenreinigungspflicht 

 
(1) Die Fahrbahnreinigungspflicht erstreckt sich jeweils bis 
zur Straßenmitte. Ist nur auf einer Straßenseite ein reini-
gungspflichtiger Anlieger vorhanden, erstreckt sich die Rei-
nigungspflicht auf die gesamte Straßenfläche. 
 
 
 
 

 
(2) Selbständige Gehwege sind entsprechend Abs. 1, die 
übrigen Gehwege in ihrer gesamten Breite zu reinigen. Die 
Gehwegreinigung umfasst unabhängig vom Verursacher 
auch die Beseitigung von Unkraut und sonstigen Verunrei-
nigungen. 
 
(3) Fahrbahnen und Gehwege sind innerhalb der letzten 
drei Tage des nach § 2 Abs. 1 festgelegten Reinigungszeit-
raums zu säubern. Belästigende Staubentwicklung ist zu 
vermeiden. Verunreinigungen sind nach Beendigung der 
Säuberung unverzüglich unter Berücksichtigung der Abfall-
beseitigungsbestimmungen zu entsorgen. Laub ist unver-
züglich zu beseitigen, wenn es eine Gefährdung des Ver-
kehrs darstellt. 
 

§ 4 
Umfang der übertragenen Winterwartungspflicht 

 
(1) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 m von 
Schnee freizuhalten. Auf Gehwegen ist bei Eis- und 
Schneeglätte zu streuen, wobei die Verwendung von Salz 
oder sonstigen auftauenden Stoffen grundsätzlich verboten 
ist; ihre Verwendung ist nur erlaubt 
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z.B. Eisre-
gen), in denen durch Einsatz von abstumpfenden Mitteln 
keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen ist, 
b) an gefährlichen Stellen an Gehwegen, wie z.B. Treppen, 
Rampen, Brückenauf- oder abgängen, starken Gefälle- 
bzw. Steigungsstrecken oder ähnlichen Gehwegabschnit-
ten. 
 
(2) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für 
Schulbusse müssen die Gehwege so von Schnee freige-
halten und bei Glätte bestreut werden, dass ein gefahrlo-
ses Ein- und Aussteigen sowie ein gefahrloser Zu- und Ab-
gang zu den Haltestelleneinrichtungen gewährleistet ist. 
 
(3) Ist die Winterwartung der Fahrbahn übertragen, so sind 
bei Eis- und Schneeglätte  
- gekennzeichnete Fußgängerüberwege  
- Querungshilfen über die Fahrbahn und 
- Übergänge für Fußgänger in Fortsetzung der Gehwege 
an Straßenkreuzungen oder -einmündungen  
jeweils bis zur Mitte der Fahrbahn zu bestreuen, wobei ab-
stumpfende Mittel vorrangig vor auftauenden Mitteln einzu-
setzen sind. § 3 Abs. 1 der Satzung gilt entsprechend. 
 
(4) In der Zeit von 7.00 bis 20.00 Uhr gefallener Schnee 
und entstandene Glätte sind unverzüglich nach Beendi-
gung des Schneefalls bzw. nach dem Entstehen der Glätte 
zu beseitigen. Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee und ent-
standene Glätte sind werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und fei-
ertags bis 9.00 Uhr des folgenden Tages zu beseitigen. 
Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil 
des Gehweges oder notfalls auf dem Fahrbahnrand so zu 
lagern, dass der Fußgänger- und Fahrverkehr hierdurch 
nicht mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird. 
Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit Salz 
oder sonstigen auftauenden Materialien bestreut, salzhalti-
ger oder sonstige auftauende Mittel enthaltender Schnee 
darf auf ihnen nicht gelagert werden. Die Einläufe in Ent-
wässerungsanlagen und die Hydranten sind von Eis und 
Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken 
dürfen nicht auf die Straße geschafft werden. 
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§ 5 

Benutzungsgebühren 
 
Die Stadt Lügde erhebt für die von ihr durchgeführte Reini-
gung der öffentlichen Straßen Benutzungsgebühren nach 
§ 6 Abs. 2 KAG NRW in Verbindung mit § 3 
Abs. 1 StrReinG NRW. Den Kostenanteil, der auf das all-
gemeine öffentliche Interesse an der Reinigung sowie auf 
die Reinigung der Straßen oder Straßenteile entfällt, für die 
eine Gebührenpflicht nicht besteht, trägt die Gemeinde. 
 

§ 6 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

(Frontmetermaßstab) 
 
(1) Maßstab für die Benutzungsgebühr sind die Seiten ei-
nes Grundstücks entlang der gereinigten Straße, durch die 
das Grundstück erschlossen ist (Frontlängen nach Berech-
nungsmetern), und die nach Straßenart, Umfang und Häu-
figkeit der Reinigung bestimmte Reinigungsklasse gemäß 
dem anliegenden Straßenverzeichnis. 
 
(2) Als Frontlängen sind die Seiten zu berücksichtigen, die 
mit der Straßengrenze gleich verlaufen (angrenzende Fron-
ten) und die ihr zugewandt sind (zugewandte Fronten). Zu-
gewandte Fronten sind die Seiten und Abschnitte der 
Grundstücksbegrenzungslinie, die in gleichem Abstand o-
der in einem Winkel von weniger als 45° zur Straßengrenze 
verlaufen. Grenzt eine Seite nur teilweise an die Straße 
oder ist sie ihr nur teilweise zugewandt, so werden die 
Frontlängen zugrunde gelegt, die sich bei gedachten Ver-
längerungen der Straße in gerader Linie ergeben würden. 
Keine zugewandten Seiten sind die hinter angrenzenden 
und zugewandten Fronten liegenden Seiten.  
 
(3) Danach zu berücksichtigende angrenzende und zuge-
wandte Fronten sind zu addieren.  
 
Wird ein Grundstück über eine unselbständige öffentliche 
Stichstraße oder einen unselbständigen öffentlichen Stich-
weg erschlossen, ist nur die an den Hauptzug angrenzende 
bzw. dem Hauptzug zugewandte Seite zugrunde zu legen. 
Selbständige Wegeparzellen oder Garagenhöfe, die nur 
den Zugang oder die Zufahrt zur gereinigten Straße vermit-
teln, werden nicht berücksichtigt. Wird ein Grundstück nur 
durch den Wendehammer einer Straße erschlossen, sind 
der Frontmeterberechnung die Grundstücksseiten zugrun-
de zu legen, die in gleichem Abstand oder in eiWinkel von 
weniger als 45° zu einer gedachten geradlinigen Verlänge-
rung der Straße verlaufen. Bei der Feststellung der Grund-
stücksseiten werden Bruchteile eines Meters bis zu 0, 50 m 
einschließlich abgerundet und über 0, 50 m aufgerundet.  
 

(4) Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) 
beträgt jährlich: 
 
- in Reinigungsklasse S1: 1,60 Euro 
- in Reinigungsklasse S2: 1,33 Euro 
 
(5) Die Reinigungsklassen ergeben sich aus dem anlie-
genden Straßenverzeichnis. 
 
 
 
 
 
 

 

 
§ 7 

Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer bzw. Erbbaube-
rechtigte des erschlossenen Grundstücks. Mehrere Gebüh-
renpflichtige sind Gesamtschuldner. 
 
(2) Im Fall eines Eigentumswechsels ist der neue Eigentü-
mer vom Beginn des auf den Wechsel folgenden Monats 
gebührenpflichtig. 
 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Errechnung 
der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen und zu 
dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück 
betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzusetzen o-
der zu überprüfen. 
 

§ 8 
Entstehung, Änderung und Fälligkeit der Gebühr 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem Ersten des Mo-
nats, der auf den Beginn der regelmäßigen Reinigung der 
Straße folgt. Sie erlischt mit dem Ende des Monats, mit 
dem die regelmäßige Reinigung eingestellt wird. 
 
(2) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der 
Gebühr, so mindert oder erhöht sich die Benutzungsgebühr 
mit Beginn des auf die Änderung folgenden Monats. Bei 
einem Ausbleiben der turnusgemäßen Straßenreinigung 
auf der gesamten Straße bis zu 5 mal im Jahr bzw. bei ei-
nem Ausbleiben infolge von Witterung und Feiertagen be-
steht kein Anspruch auf Gebührenminderung. Das gleiche 
gilt  bei unerheblichen Reinigungsmängeln  insbesondere 
wegen parkender Fahrzeuge, Straßeneinbauten und Stra-
ßenbauarbeiten nur auf einem Teilstück der Straße. Bei 
einem erheblichen Ausbleiben und erheblichen Mängeln 
kann der Anspruch auf Gebührenerstattung nur bis zum 
Ablauf der Widerspruchsfrist gegen die folgende Jahres-
veranlagung schriftlich geltend gemacht werden. 
 
(3) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Wenn die Ge-
bühr zusammen mit anderen Abgaben angefordert wird, 
kann ein späterer Fälligkeitszeitpunkt angegeben werden. 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeit 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
- seiner Reinigungspflicht nach §§ 2 – 4 dieser  Satzung 

nicht nachkommt oder 
- gegen ein Ge- oder Verbot der §§ 2 - 4 dieser Satzung 

verstößt. 
 
(2) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils gültigen 
Fassung. Zuständige Behörde im Sinne des § 36 Abs. 1 
Nr. 1 OWiG ist der Bürgermeister. 
 

§ 10 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2013 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über die Straßenreinigung in der Stadt Lügde 
und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren vom 
01.01.2009 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung 
von Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und 
Gebührensatzung) der Stadt Lügde vom 09.12.2008 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. vom 
02.09.1994, S. 666), beim Zustandekommen dieser Sat-
zung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-

schluss) vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, den 20. November 2012  
 
 
Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
 
Anlage 1 zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lüg-
de 
 
Umfang der Straßenreinigungspflicht in den Straßen des 
Straßenverzeichnisses (Anlage 2) nach Reinigungsklassen 
(§ 6 SRS) 
 
Reini-
gungs-
klasse 

Straßenart Reini-
gungshäu-
figkeit 

Reinigungsverpflich-
tung 

Verpflichteter 
A = Anlieger 
G = Gemeinde 

S 1 innerörtliche  
Verkehrs-
straße 

1 x wö-
chentlich 

Reinigung und  
Winterwartung 
Gehweg 

A 

Reinigung Fahrbahn  G 
S 2 überörtliche 

Verkehrs-
straße 

1 x wö-
chentlich 

Reinigung und  
Winterwartung 
Gehweg 

A 

Reinigung Fahrbahn  G 
S 3 innerörtliche 

Verkehrs-
straße 

1 x wö-
chentlich 

Reinigung und  
Winterwartung 
Gehweg 

A 

Reinigung Fahrbahn  A 
S 4 überörtliche 

Verkehrs-
straße 

1 x wö-
chentlich 

Reinigung und  
Winterwartung 
Gehweg 

A 

Reinigung Fahrbahn  A 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Anlage 2 zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lüg-
de 
 
Straße bzw. Straßenteile Reinigungsklassen 
 
Ehemalige Ortsdurchfahrt (L614 
im Bereich der Mittleren Strasse S 2 
 
Ortsdurchfahrt der K 64 im Bereich 
der Brückenstraße S 2 
 
Ehem. Ortsdurchfahrt (L 614) im 
Bereich der Höxterstrasse S 2 
 
Ehem. Ortsdurchfahrt (L 614) im Bereich 
der Pyrmonter Strasse S 2  
 
Ortsdurchfahrt der K 64 im Bereich 
der Hohenborner Strasse  S 2 
 
Ortsdurchfahrt der K 64 im Bereich 
der Kreuzstrasse S 2 
 
Ortsdurchfahrt der K 64 im Bereich 
der Eschenbrucher Strasse S 2 
 
Ortsdurchfahrt der K 64 im Bereich 
des Schildweges S 2 
 
Ortsdurchfahrt der L 946 im Bereich 
Untere Dorfstrasse S 2 
 
Ortsdurchfahrt der L 946 im Bereich 
Obere Dorfstrasse S 2 
 
Ortsdurchfahrt der K 66 im Bereich Schäferberg S 2 
 
Ortsdurchfahrt der L 946 im Bereich 
Hauptstrasse und Schwalenberger Strasse S 2 
 
Ortsdurchfahrt der L 827 im Bereich 
Falkenhagener Strasse S 2 
 
Ortsdurchfahrt der K 69 im Bereich 
Köterbergstrasse S 2 
 
Ortsdurchfahrt der K 66/67 im Bereich 
der Gemeindestrasse Wörderfeld S 2 
 
Ortsdurchfahrt der K67 im Bereich 
Vahlbrucher Strasse S 2 
 
Rambergsweg S 1 
 
Bahnhofstraße S 1 
 
Brunnenstrasse (teilweise) S 1 
 
Dallensenweg S 1 
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Straßenverzeichnis der Straßen bzw. der Straßenteile 
der Reinigungsklassen S 3 und S 4 
 
Lfd.Nr. Straßennr. Straßenname Ortsteil PLZ 

      

1   9136 Am Bach Elbrinxen 32676 

2   9137 Am Mühlengraben Elbrinxen 32676 

3   9138 Am Wehr Elbrinxen 32676 

4   9139 Auf dem Brinke Elbrinxen 32676 

5   9140 Auf der Rothe Elbrinxen 32676 

6   9141 Bergweg Elbrinxen 32676 

7   9167 Brakenkamp Elbrinxen 32676 

8   9142 Eichwald Elbrinxen 32676 

9   9143 Forstweg Elbrinxen 32676 

10   9144 Glashütte Elbrinxen 32676 

11   9169 Hinterer Schäferberg Elbrinxen 32676 

12   9145 Hohlentwete Elbrinxen 32676 

13   9146 Im Winkel Elbrinxen 32676 

14   9147 Kirchenkämpe Elbrinxen 32676 

15   9148 Kohlgärten Elbrinxen 32676 

16   9149 Kortenberg Elbrinxen 32676 

17   9150 Kurzer Ort Elbrinxen 32676 

18   9151 Marktweg Elbrinxen 32676 

19   9152 Mischheid Elbrinxen 32676 

20   9165 Mühlenweg Elbrinxen 32676 

22   9166 Oberer Bergweg Elbrinxen 32676 

23   9154 Pappmühle Elbrinxen 32676 

24   9155 Postweg Elbrinxen 32676 

25   9168 Rosenbusch Elbrinxen 32676 

26   9156 Rosensiek Elbrinxen 32676 

28   9158 Schmiedeweg Elbrinxen 32676 

29   9159 Schulweg Elbrinxen 32676 

30   9170 Steinbreite Elbrinxen 32676 

31   9160 Steinweg Elbrinxen 32676 

32   9172 Storchenweg Elbrinxen 32676 

34   9171 Unteres Feld Elbrinxen 32676 

35   9162 Vennerbruch Elbrinxen 32676 

36   9163 Vor dem Berge Elbrinxen 32676 

37   9164 Waldtwete Elbrinxen 32676 

38   9352 Am Klosterberg Falkenhagen 32676 

39   9353 Burghagen Falkenhagen 32676 

40   9354 Domänenweg Falkenhagen 32676 

41   9355 Friedrich-von-Spee-Weg Falkenhagen 32676 

42   9356 Graf-Volkwin-Straße Falkenhagen 32676 

43   9357 Henkenbrink Falkenhagen 32676 

44   9358 Henkenbrinker Straße Falkenhagen 32676 

45   9359 Kloster Falkenhagen Falkenhagen 32676 

 
 
 
 

 
Lfd.Nr. Straßennr. Straßenname Ortsteil PLZ 

      

46   9360 Kreuzherrenstraße Falkenhagen 32676 

47   9361 Lilienthal Falkenhagen 32676 

48   9362 Meierei Falkenhagen 32676 

49   9363 Poller Straße Falkenhagen 32676 

50   9331 Am Harzberg Harzberg 32676 

51   9332 Provinzialstrasse Harzberg 32676 

52   9266 Am Dorn Hummersen 32676 

53   9267 Am Lakenbach Hummersen 32676 

54   9268 Auf dem Kampe Hummersen 32676 

55   9269 Buchholzstrasse Hummersen 32676 

56   9270 Detmolder Strasse Hummersen 32676 

57   9271 Klingelborner Weg Hummersen 32676 

58   9272 Mühlenberg Hummersen 32676 

59   9273 Parkstrasse Hummersen 32676 

60   9274 Tönsweg Hummersen 32676 

61   9275 Unterm Osterhagen Hummersen 32676 

62   9276 Vogelsang Hummersen 32676 

63   9277 Weissenfelder Weg Hummersen 32676 

64   9278 Weserberglandstrasse Hummersen 32676 

65   9279 Winkelweg Hummersen 32676 

66   9341 Köterberg Köterberg 32676 

67   9001 Am Blumenkamp Lügde 32676 

68   9084 Am Golfplatz Lügde 32676 

69   9002 Am Kirchberg Lügde 32676 

70   9003 Am Markt Lügde 32676 

71   9005 Am Schild Lügde 32676 

72   9006 Am Sonnenhof Lügde 32676 

73   9007 Am Wall Lügde 32676 

74   9008 Am Weinberg Lügde 32676 

75   9102 An der Gärtnerei Lügde 32676 

76   9009 An der Oelwiese Lügde 32676 

77   9010 An der Roten Kuhle Lügde 32676 

78   9011 An der Stadtmauer Lügde 32676 

79   9012 An der Steinkuhle Lügde 32676 

80   9097 Angermünder Straße Lügde 32676 

81   9013 Annenweg Lügde 32676 

82   9014 Arminiusweg Lügde 32676 

83   9015 Asternweg Lügde 32676 

84   9016 Auf den Gehren Lügde 32676 

85   9017 Auf der Klus Lügde 32676 

86   9018 Auf der Lied Lügde 32676 

88   9020 Bergstrasse Lügde 32676 

89   9021 Birkenweg Lügde 32676 

90   9022 Blankenburg Lügde 32676 

91   9087 Brandenburger Straße Lügde 32676 
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Lfd.Nr. Straßennr. Straßenname Ortsteil PLZ 

      

93   9024 Brunnenstrasse Lügde 32676 

94   9025 Buchenweg Lügde 32676 

96   9094 Dieselstraße Lügde 32676 

97   9027 Eichenweg Lügde 32676 

98   9028 Emmerstrasse Lügde 32676 

100   9030 Fichtenweg Lügde 32676 

101   9086 Fliederweg Lügde 32676 

102   9031 Fr.-Wilh.-Weber-Strasse Lügde 32676 

103   9032 Fuchsholz Lügde 32676 

104   9033 Gartenstrasse Lügde 32676 

105   9034 Goethestrasse Lügde 32676 

106   9035 Hamborner Mühle Lügde 32676 

107   9036 Harzberger Strasse Lügde 32676 

108   9037 Hermannstal Lügde 32676 

109   9038 Hilleweg Lügde 32676 

110   9039 Hintere Strasse Lügde 32676 

112   9042 Holland Lügde 32676 

114   9043 Johannes-Hasse-Strasse Lügde 32676 

115   9044 Kanalstrasse Lügde 32676 

116   9045 Karlstrasse Lügde 32676 

117   9046 Kilianstrasse Lügde 32676 

118   9100 Kirchbergweg Lügde 32676 

119   9047 Kirchweg Lügde 32676 

120   9048 Königsgrund Lügde 32676 

121   9049 Krähenbrink Lügde 32676 

122   9050 Kreuzstrasse Lügde 32676 

123   9051 Lärchenweg Lügde 32676 

124   9052 Liboriusstrasse Lügde 32676 

125   9053 Marienstrasse Lügde 32676 

126   9088 Mecklenburger Straße Lügde 32676 

127   9054 Meinteweg Lügde 32676 

129   9056 Mühlenstrasse Lügde 32676 

130   9057 Nelkenweg Lügde 32676 

131   9089 Ostpreußenstraße Lügde 32676 

132   9059 Pfarrer-Nussbaum-Strasse Lügde 32676 

133   9090 Pommernstraße Lügde 32676 

134   9060 Prozessionsweg Lügde 32676 

137   9064 Römerstrasse Lügde 32676 

138   9063 Rosenstrasse Lügde 32676 

139   9065 Schäfergrund Lügde 32676 

140   9066 Schierenbergstrasse Lügde 32676 

142   9068 Schillerstrasse Lügde 32676 

143   9069 Schledenstrasse Lügde 32676 

144   9091 Schlesier Straße Lügde 32676 

145   9070 Schrotweg Lügde 32676 

 
 
 

 
Lfd.Nr. Straßennr. Straßenname Ortsteil PLZ 

      

146   9071 Schulstrasse Lügde 32676 

147   9072 Seilerstrasse Lügde 32676 

148   9095 Siemensstraße Lügde 32676 

149   9093 Silberbrink Lügde 32676 

150   9099 Sonnenwinkel Lügde 32676 

151   9073 Stadtholz Lügde 32676 

152   9092 Sudetenstraße Lügde 32676 

153   9074 Südfeld Lügde 32676 

154   9075 Tulpenweg Lügde 32676 

155   9076 Uhlensen Lügde 32676 

156   9077 Unter dem Schild Lügde 32676 

157   9078 Unter den Klippen Lügde 32676 

158   9080 Vordere Strasse Lügde 32676 

159   9081 Waldstrasse Lügde 32676 

160   9098 Wesertalweg Lügde 32676 

161   9082 Widukindstrasse Lügde 32676 

162   9083 Wiesenweg Lügde 32676 

163   9101 Wildkämpe Lügde 32676 

164   9085 Zum Golfplatz Lügde 32676 

165   9246 Alte Poststrasse Niese 32676 

166   9248 Am Berghof Niese 32676 

167   9247 Am Buchenberge Niese 32676 

168   9249 Am Hahnenklau Niese 32676 

169   9250 Am Steilhang Niese 32676 

170   9251 Auf dem Felde Niese 32676 

171   9252 Bentweg Niese 32676 

172   9253 Berghofweg Niese 32676 

173   9259 Hermann-Korb-Straße Niese 32676 

174   9254 Im Niesetal Niese 32676 

175   9260 Kirchtwete Niese 32676 

177   9256 Kuhhelle Niese 32676 

178   9257 Niesemühle Niese 32676 

179   9258 Zehntweg Niese 32676 

180   9186 Alte Dorfstrasse Rischenau 32676 

181   9187 Alte Schulstrasse Rischenau 32676 

182   9188 Am Anger Rischenau 32676 

183   9189 Am Südhang Rischenau 32676 

184   9191 Biesterfeld Rischenau 32676 

185   9192 Burgtwete Rischenau 32676 

186   9193 Dunger Tor Rischenau 32676 

188   9195 Fasanenweg Rischenau 32676 

189   9196 Friedlandstrasse Rischenau 32676 

190   9197 Ginsterweg Rischenau 32676 

192   9199 Heideweg Rischenau 32676 

193   9221 Hermann-Löns-Weg Rischenau 32676 
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Lfd.Nr. Straßennr. Straßenname Ortsteil PLZ 

      

194   9200 Im Graben Rischenau 32676 

195   9201 Im Kirchwinkel Rischenau 32676 

196   9202 Im Orte Rischenau 32676 

197   9203 Kiefernweg Rischenau 32676 

198   9219 Klostertor Rischenau 32676 

199   9205 Kuhkämpe Rischenau 32676 

200   9206 Lindenweg Rischenau 32676 

201   9207 Lügder Strasse Rischenau 32676 

202   9220 Müernstrasse Rischenau 32676 

203   9208 Paenbruch Rischenau 32676 

204   9209 Paradiesmühle Rischenau 32676 

205   9210 Poststrasse Rischenau 32676 

206   9211 Scharpenberg Rischenau 32676 

207   9212 Schläge Rischenau 32676 

208   9213 Schmiedeberg Rischenau 32676 

210   9215 Teichweg Rischenau 32676 

211   9216 Triftweg Rischenau 32676 

212   9217 Waldwiese Rischenau 32676 

213   9218 Wallgraben Rischenau 32676 

214   9316 Ahornweg Sabbenhausen 32676 

215   9291 Am Teiche Sabbenhausen 32676 

216   9292 Auf dem Kiel Sabbenhausen 32676 

217   9293 Auf der Brede Sabbenhausen 32676 

218   9294 Bäckerweg Sabbenhausen 32676 

219   9318 Bollweg Sabbenhausen 32676 

220   9296 Brüggensiek Sabbenhausen 32676 

221   9297 Butze Sabbenhausen 32676 

222   9298 Eulenwinkel Sabbenhausen 32676 

223   9299 Finkenkamp Sabbenhausen 32676 

224   9295 Im Bruchkamp Sabbenhausen 32676 

225   9300 Im Busch Sabbenhausen 32676 

226   9301 In der Ecke Sabbenhausen 32676 

227   9317 Kastanienweg Sabbenhausen 32676 

228   9302 Kielsweg Sabbenhausen 32676 

229   9303 Kuhlenweg Sabbenhausen 32676 

231   9304 Langeäckern Sabbenhausen 32676 

232   9306 Lüdenberg Sabbenhausen 32676 

233   9307 Luisenstrasse Sabbenhausen 32676 

234   9308 Mönchenkamp Sabbenhausen 32676 

235   9309 Ratsiek Sabbenhausen 32676 

236   9310 Sackgasse Sabbenhausen 32676 

237   9311 Schierbruch Sabbenhausen 32676 

238   9312 Schützenstrasse Sabbenhausen 32676 

239   9313 Waldecker Strasse Sabbenhausen 32676 

240   9314 Winkhausen Sabbenhausen 32676 

 
 
 

 
Lfd.Nr. Straßennr. Straßenname Ortsteil PLZ 

      

241   9315 Wörmkestrasse Sabbenhausen 32676 

242   9382 Drift Wörderfeld 32676 

243   9383 Friedenseiche Wörderfeld 32676 

244   9384 Hauptmanns Kamp Wörderfeld 32676 

245   9385 Hinter den Höfen Wörderfeld 32676 

246   9388 Holhöfen Wörderfeld 32676 

247   9386 Hünkergrund Wörderfeld 32676 

248   9387 Hünkergrunder Straße Wörderfeld 32676 

249   9389 Kapellenweg Wörderfeld 32676 

250   9390 Lipper Straße Wörderfeld 32676 

253   9392 Wrampenfeld Wörderfeld 32676 

 
 
 
476 1. Änderung der Satzung der Stadt Lügde über 

die Erhebung von Abwassergebühren vom 
21.11.2012 

 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 41 (1) f) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NRW S. 666) zuletzt geändert durch Art. I des Geset-
zes  vom 18. Sept. 2012 (GV. NRW. 2012, S. 4369) und 
der §§ 1, 2, 4, 6 und 8 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), zuletzt geändert durch  
Gesetz vom 13. Dezember 2011 (GV.NRW. S. 687) und 
des § 65 des Wassergesetztes für das Land Nordrhein 
Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25.Juni 1995 (GV.NRW. 1995, S. 926), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetztes vom 16. März 2010 
(GV. NRW. 2010, S.185), hat der Rat der Stadt Lügde in 
seiner Sitzung am 19.11.2012 folgende Gebührensatzung 
beschlossen: 
 
Die Satzung der Stadt Lügde über die Erhebung von 
Abwassergebühren vom 10.08.2009 wird wie folgt ge-
ändert: 
 
1) § 4 Schmutzwassergebühren 
 
a) Absatz 6 
 „Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 

3,58 EUR.  
 
2) § 5 Niederschlagswassergebühr 
 
a) Absatz 4 
 „Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter (m²) be-

bauter (bzw. überbauter) und/oder befestigter Fläche im 
Sinne des Absatzes 1-4 jährlich 0,43 EUR. 

 
Inkrafttreten: 
 
Diese 1. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Lügde 
über die Erhebung von Abwassergebühren vom 
19.11.2012 tritt am 01. Januar 2013 in Kraft. Gleichzeitig 
treten alle entgegenstehenden Regelungen außer Kraft. 
 
 
 



800 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE  
 

 

 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 4. Satzung zur Änderung der Satzung der 
Stadt Lügde über die Erhebung von Abwassergebühren 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt, 
 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde  vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mängel ergibt. 

 
Lügde den 21. November 2012 
 
 
Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
477 Satzung zur 2. Änderung der Satzung über die 

Kostenerstattung und die Erhebung von Ge-
bühren für die Gestellung von Brandsicher-
heitswachen sowie für freiwillige Leistungen 
der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Schieder-
Schwalenberg vom 08. November 2012 

 
Der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg hat in seiner Sit-
zung am 29. Oktober 2012 folgende 2. Änderung der Sat-
zung über die Kostenerstattung und die Erhebung von Ge-
bühren für die Gestellung von Brandsicherheitswachen so-
wie für freiwillige Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr  
der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 01. März 2000 be-
schlossen: 
 

I. 
 

§ 4 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
 

Als Mindestgebühr gilt der Satz für eine Viertelstunde. Dar-
über hinaus wird jede angefangene Viertelstunde als volle 
Viertelstunde abgerechnet. 
 

II. 
 

Inkrafttreten 
 

Die Satzung zur 2. Änderung der Satzung über die Kosten-
erstattung und  die Erhebung von Gebühren für die Gestel-
lung von Brandsicherheitswachen sowie für freiwillige Leis-
tungen der Freiwilligen Feuerwehr  der Stadt Schieder-
Schwalenberg tritt rückwirkend zum 01.01.2011 in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen  dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 08. November 2012 
 
 
Gert Klaus  
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
 
 
 

 
478 Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Durchführung der Brandschau in der Stadt 
Schieder-Schwalenberg vom 14. November 
2012 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), in der 
zurzeit geltenden Fassung, des § 41 Abs. 4 Satz 1 in Ver-
bindung mit § 1 Abs. 2 Satz 1, sowie des § 6 des Gesetzes 
über den Feuerschutz und die Hilfeleistung (FSHG) vom 
10.02.1998 (GV.NRW. S. 122) in der zzt. geltenden Fas-
sung und der §§ 4 und 5 des Kommunalabgabengesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) vom 21.10.1969 
(GV.NRW. S. 712) in der zurzeit geltenden Fassung, hat 
der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg in seiner Sitzung 
am 29.10.2012 folgende Neufassung der Satzung be-
schlossen: 
 

§ 1 
Zweck der Brandschau 

 
(1) Die Brandschau wird durchgeführt, um präventiv zu 

prüfen, ob Gebäude und Einrichtungen, die in erhöh-
tem Maß brand- oder explosionsgefährdet sind oder in 
denen bei Ausbruch eines Brandes oder einer Explo-
sion eine große Anzahl von Personen oder erhebliche 
Sachwerte gefährdet sind, den Erfordernissen des ab-
wehrenden Brandschutzes entsprechen. 

 
(2) Die Prüfung der Erfordernisse des abwehrenden 

Brandschutzes dient der Feststellung brandschutz-
technischer Mängel und Gefahrenquellen sowie der 
Anordnung von Maßnahmen, die der Entstehung eines 
Brandes oder der Ausbreitung von Feuer und Rauch 
vorbeugen und bei einem Brand oder Unglücksfall die 
Rettung von Menschen und Tieren, den Schutz von 
Sachwerten sowie wirksame Löscharbeiten ermögli-
chen. 

 
§ 2 

Gebührenpflichtige Amtshandlungen 
 
(1) Gebührenpflichtig sind die Leistungen 
 

a) zur Durchführung der Brandschau im Sinne von 
§ 1 einschl. deren Vor- und Nachbereitung. Dies 
gilt auch in den Fällen, in denen die für die Brand-
schau zuständige Dienststelle an Prüfungen der 
Bauaufsichtsbehörde beteiligt ist und dabei zu-
gleich eine Brandschau vornimmt, 

 
b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen (Nach-

schau), 
 

c) im Bereich des vorbeugenden und abwehrenden 
Brandschutzes außerhalb des Baugenehmi-
gungsverfahrens, die mündlich oder schriftlich be-
antragt worden und mit der Anfertigung einer gut-
achterlichen Stellungnahme, eines Brandschutz-
gutachtens oder eines Brandschutzkonzeptes zu 
einem definierten Objekt verbunden sind.  
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(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbe-

sondere der Bauaufsichtsbehörde, zur Erhebung von 
Gebühren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie 
in eigener Zuständigkeit an der Durchführung der 
Brandschau teilgenommen haben oder nach Durchfüh-
rung der Brandschau tätig geworden sind. 

 
§ 3 

Gebührenmaßstab 
 
(1) Die Gebühren werden nach der Dauer der Amtshand-

lung und nach der Zahl der notwendig eingesetzten 
Dienstkräfte bemessen. Zur Gebühr gehören auch die 
Entgelte für in Anspruch genommene Fremdleistun-
gen. Bei der Bemessung der Gebühren werden zudem 
Umfang und Schwierigkeitsgrad der Amtshandlungen 
im Einzelfall berücksichtigt. 

 
(2) Die Bemessung der Gebühren erfolgt im Einzelnen 

nach den in der Anlage 1 aufgeführten Bestimmungen 
und Sätzen und unter Berücksichtigung der in Anlage 
2 aufgeführten Objekte. Die Anlagen sind Bestandteile 
dieser Satzung. 

 
 

§ 4 
Auslagenersatz 

 
Besondere bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der 
Amtshandlung stehen, sind zu ersetzen, auch wenn eine 
Befreiung von der Gebühr für die Amtshandlung besteht. 
 

§ 5 
Zeitliche Folge der Brandschau 

 
(1) Die zeitliche Folge der Brandschau richtet sich bei Ob-

jekten, die Gegenstand von Sonderbau-Verordnungen 
oder baurechtlichen Anordnungen sind, nach den ent-
sprechenden baurechtlichen Vorschriften. Im Übrigen 
ist die Brandschau je nach Gefährdungsgrad der in der 
Anlage 2 aufgeführten Objekte in Zeitabständen von 
längstens fünf Jahren durchzuführen. 

 
(2) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brand-

schau, werden diese von der Stadt Schieder-
Schwalenberg unter Berücksichtigung des Gefähr-
dungsgrades von Objekten nach pflichtgemäßem Er-
messen festgelegt. 

 
§ 6 

Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner ist der Eigentümer, Besitzer oder 

sonstige Nutzungsberechtigte des der Brandschau un-
terworfenen Objekts sowie derjenige, der eine Leis-
tung der Brandschutzdienststelle gem. § 2 Abs. 1 
Buchstabe c) beantragt. Mehrere Personen im Sinne 
des Satzes 1 haften als Gesamtschuldner. 

 
(2) Gebührenfreiheit besteht unter den Voraussetzungen 

des § 5 Abs. 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
 
 
 
 

 
§ 7 

Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Stundung 
 
(1) Die Gebühr entsteht mit dem Abschluss der Amts-

handlung. Die Gebühr wird durch Bescheid festge-
setzt. Sie ist mit Zugang des Bescheides fällig und in-
nerhalb von einem Monat zu entrichten. 

 
(2) Die Entrichtung der Gebühr kann ganz oder teilweise 

gestundet werden, wenn die Entrichtung innerhalb des 
angegebenen Zahlungszeitraumes eine erhebliche 
Härte für den Schuldner bedeuten würde und der An-
spruch durch die Stundung nicht gefährdet erscheint. 
Die Stundung ist in der Regel nur auf Antrag und bei 
einer Gebühr von über 500,00 EURO  gegen Sicher-
heitsleistung zu gewähren. 

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 
Die Neufassung der Satzung über die Erhebung von Ge-
bühren für die Durchführung der Brandschau in der Stadt 
Schieder-Schwalenberg vom 29.10.2012 tritt am Tage 
nach der Bekanntmachung im Kreisblatt Lippe in Kraft. Zu-
gleich tritt die Satzung vom 01. März 2000 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeinde-ordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen  dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 14. November 2012 
 
 
Gert Klaus  
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 26.11.2012 
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Anlage 1 
 
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Durchführung der Brandschau in der Stadt Schieder-
Schwalenberg vom 14. November 2012 
 

Gebührensätze 
 
Für die Bemessung der Gebühren nach § 3 der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung der 
Brandschau in der Stadt Schieder-Schwalenberg gelten 
folgende Sätze: 
 
1. Durchführung einer Brandschau oder Nachschau am 

Objekt nach Dauer der Amtshandlung je angefangene 
halbe Stunde 29,00 Euro 

 
2. Vorbereitung und / oder Nachbereitung der Brand-

schau entsprechend dem Arbeitsaufwand je angefan-
gene halbe Stunde 29,00 Euro 

 
3. Durchführung einer Objektbesichtigung auf Antrag von 

Personen im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 
 Die Bemessung der Gebühr erfolgt in entsprechender 

Anwendung der Sätze zu Ziffer 1 
 
4. Leistungen gem. § 2 Abs. 1 Buchstabe c) 
 4.1 schriftliche erteilte gutachterliche Stellungnahmen 

je angefangene halbe Stunde 29,00 Euro 
 4.2 Erstellen eines Brandschutzgutachtens je ange-

fangene halbe Stunde 29,00 Euro 
 4.3 Erstellen eines Brandschutzkonzeptes je ange-

fangene halbe Stunde 29,00 Euro 
 
Anlage 2  
zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 
Durchführung der Brandschau in der Stadt Schieder-
Schwalenberg vom 14. November 2012 
 
Aufstellung der Objekte für die Gebührenbemessung 
nach Anlage 1 (Gebührensätze) 
 

Lfd. Nr. Objekte 
Prüf-

intervalle 

1. Pflege- und Betreuungsbetriebe  
1.1 Krankenhäuser nach Kranken-

hausbauverordnung (KhBauVO) 
5 

1.2 Heime  
1.2.1 Altenwohnheim mit / ohne Pflege-

plätze 
5 

1.2.2 Gebäude für hilfsbedürftige min-
derjährige Personen (ab 9 Perso-
nen) 

5 

1.2.3 Gebäude für körperlich und / oder 
geistig behinderte Personen (ab 9 
Personen) 

5 

1.2.4 wie 1.2.3, nur tagsüber unterge-
bracht (ab 20 Personen) 

5 

1.3 Kindergärten, Kindertagesstätten, 
Kinderhorte 

5 

2. Übernachtungsbetriebe  
2.1 Beherbergungsbetriebe nach 

SBauVO (Teil 2 - Beherbergungs-
stätten) 

5 

2.2 Obdachlosenunterkünfte 5 
2.3 Notunterkünfte (Aussiedler, Um-

siedler, Asylbewerber) 
5 

 
2.4 Camping- und Wochenendplätze 

nach Camping- und Wochenend-
platzverordnung (CW VO) 

5 

3. Versammlungsobjekte  
3.1 Versammlungsstätten nach SBau-

VO (Teil 1 - Versammlungsstätten) 
 

3.1.1 Versammlungsstätten mit Ver-
sammlungsräumen, die einzeln 
mehr als 200 Personen fassen 

3 

3.1.2 Versammlungsstätten mit mehre-
ren Versammlungsräumen, die ins-
gesamt mehr als 200 Personen 
fassen, wenn sie gemeinsame Ret-
tungswege haben 

3 

3.1.3 Versammlungsstätten im Freien mit 
Szenenflächen, deren Besucherbe-
reich mehr als 1.000 Personen 
fasst und ganz oder teilweise aus 
baulichen Anlagen besteht 

3 

3.1.4 Sportstadien, die mehr als 5.000 
Personen fassen 

3 

3.2 Versammlungsräume, die nicht der 
SBauVO unterliegen 

 

3.2.1 Gebäude mit Bühnen- / Szenenflä-
chen / Filmvorführungen (ab 50 
Personen) 

5 

3.2.2 Schank- und Speisewirtschaften in 
Gebäuden mit mehr als 100 m² 
freier Grundfläche (Fläche ohne 
Einbauten) im Gastraum 

5 

3.2.3 Gasträume nicht ebenerdig (ab 50 
Personen) 

5 

3.2.4 Räume für Sportveranstaltungen in 
mehrfach genutzten Gebäuden ab 
1.000 m² 

5 

4. Unterrichtsobjekte  
4.1 Schulen nach SchulBauR 5 
4.2 Ausbildungsstätten (SchulBauR 

nicht anwendbar) 
 

4.2.1 Eigenständige Unterrichtsgebäu-
de / -trakte 

5 

4.2.2 Unterrichtsräume (ab 100 Perso-
nen) in sonst anders genutzten 
Gebäuden 

5 

4.2.3 wie 4.2.2, jedoch nicht ebenerdig 
(ab 50 Personen) 

5 

5. Hochhausobjekte  
5.1 Hochhäuser nach SBauVO (Teil 4 - 

Hochhäuser) 
5 

6. Verkaufsobjekte  
6.1 Verkaufsstätten nach SBauVO (Teil 

3 – Verkaufsstätten) 
3 

6.2 Gemeinschaftsladenzentren mit 
mehr als 2.000 m² Verkaufsfläche 

3 

6.3 Verkaufsstätten, die nicht der 
SBauVO unterliegen 

 

6.3.1 Verkaufsstätten in Verbindung zu 
anders genutzten Gebäuden mit 
mehr als 1.000 m² Verkaufsfläche 

5 

6.3.2 Verkaufsstätten in Verbindung zu 
anders genutzten Gebäuden, je-
doch nicht ebenerdig mit mehr als 
500 m² Verkaufsfläche 

5 
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7. Verwaltungsobjekte  
7.1 Mehrgeschossige Gebäude mittle-

rer Höhe mit mehr als 3.000 m² 
Nutzfläche 

5 

7.2 Verwaltungsräume in mehrfach ge-
nutzten Gebäuden mittlerer Höhe 
mit mehr als 1.000 m² Nutzfläche 

5 

8. Ausstellungsobjekte  
8.1 Museen 5 
8.2 Messegebäude 5 
9. Garagen  
9.1 Großgaragen nach SBauVO (Teil 5 

- Garagen) 
5 

9.2 Unterirdische, geschlossene Mittel-
garagen (> 500 m²) in Verbindung 
zu anders genutzten Gebäuden  

5 

10. Gewerbeobjekte  
10.1 Herstellung, Produktion  
10.1.1 Betriebe zur Herstellung, Bearbei-

tung und Umgang von / mit über-
wiegend brennbaren Stoffen mit 
einer Brandabschnittsgröße von 
mehr als 800 m² 

5 

10.1.2 wie 10.1.1, jedoch nicht ebenerdig 
mit einer Brandabschnittsgröße von 
mehr als 400 m² 

5 

10.1.3 Betriebe zur Herstellung, Bearbei-
tung und Umgang von / mit über-
wiegend nichtbrennbaren Stoffen 
mit einer Brandabschnittsgröße von 
mehr als 1.600 m² 

5 

10.1.4 wie 10.1.3, jedoch nicht ebenerdig 
mit einer Brandabschnittsgröße von 
mehr als 800 m² 

5 

10.1.5 Betriebe zur Herstellung, Bearbei-
tung und Umgang von / mit über-
wiegend brennbaren Flüssigkeiten, 
Gasen und Gefahrstoffen, die ge-
mäß der Verordnung über brennba-
re Flüssigkeiten (VbF), Druckbehäl-
ter-Verordnung (DruckbehälterVO), 
Chemikalien-Gesetz (Chemikali-
enG), Sprengstoffgesetz (Spreng-
stoffG) mit besonderen Brand-
schutzmaßnahmen durch das 
Staatliche Amt für Arbeitsschutz 
(StAfA), Staatliche Umweltamt 
(StUA) oder durch die Bezirksregie-
rung genehmigt wurden 

5 

10.1.6 wie 10.1.1, jedoch in ummittelbarer 
Verbindung zu Wohngebäuden mit 
einer Brandabschnittgröße von 
mehr als 200 m² 

5 

10.2 Lagerung  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
10.2.1 Gebäude zur Lagerung brennbarer 

Flüssigkeiten, die gemäß der Ver-
ordnung über brennbare Flüssigkei-
ten (VbF), Druckbehälter-
Verordnung (DruckbehälterVO), 
Chemikalien-Gesetz (Chemikali-
enG), Sprengstoffgesetz (Spreng-
stoffG) mit besonderen Brand-
schutzmaßnahmen durch das 
Staatliche Amt für Arbeitsschutz 
(StAfA), Staatliche Umweltamt 
(StUA) oder durch die Bezirksregie-
rung genehmigt wurden 

5 

10.2.2 Gebäude zur Lagerung überwie-
gend nichtbrennbarer Stoffe mit 
mehr als 3.200 m² Lagerfläche 

5 

10.2.3 wie 10.2.2, jedoch nicht ebenerdig 
mit mehr als 1.600 m² Lagerfläche 

5 

10.2.4 Gebäude zur Lagerung brennbarer 
Stoffe mit mehr als 1.600 m² Lager-
fläche 

5 

10.2.5 wie 10.2.4, jedoch nicht ebenerdig 
mit mehr als 800 m² Lagerfläche 

5 

10.2.6 Freilager für überwiegend brennba-
re Stoffe mit mehr als 5.000 m² La-
gerfläche 

5 

10.2.7 Hochregallager 5 
11. Sonderobjekte ( nach örtlicher 

Festlegung ) 
 

11.1 Besonders brandgefährdete Bau-
denkmäler  

5 

11.2 Landwirtschaftliche Betriebsgebäu-
de mit mehr als 2.000 m³ in Verbin-
dung mit Wohngebäuden 

5 

11.3 Kirchen und Gebetsstätten 5 
11.4 Unterirdische Verkehrsanlagen 5 
11.5 Objekte mit radioaktiven Stoffen ab 

Gruppe 3 nach Strahlenschutzver-
ordnung (StrahlenschutzVO) 

5 

11.6 Hotel- und Gaststättenschiffe  5 
11.7 Bahnhöfe mit Verkaufsstätten grö-

ßer als 500 m² Verkaufsfläche 
5 

11.8 Anlagen und Einrichtungen mit bio-
logischen Arbeitsstoffen ab Gefah-
rengruppe 2 nach dem Entwurf der 
Richtlinie für den Feuerwehreinsatz 
in Anlagen mit biologischen Ar-
beitsstoffen 

5 

11.7 Flächen für die Feuerwehr, § 5 
Abs. 5 BauO NW - Zufahrten auf 
Grundstücke (nach örtlicher Festle-
gung) 

5 

11.8 Schießstände und Schießanlagen 5 
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Landesverband Lippe 
 
480 Sitzung des Hauptausschusses am 28.11.2012 
 
Die 9. Sitzung des Hauptausschusses des Landesverban-
des Lippe findet 
 
am: Mittwoch, 28.11.2012, 15:00 Uhr 
 
statt. 
 
Sitzungsort: Schloss Brake, Schlossstr. 18, 
 32657 Lemgo 
 

Tagesordnung 
 
Tagesordnungspunkte 
 
A. Öffentlicher Teil 
 
1. Niederschrift über die 8. Sitzung des Hauptaus-

schusses - öffentlicher Teil - in der 15. Wahlperiode 
der Verbandsversammlung am 29.08.2012 

  
2. Anfragen von Ausschussmitgliedern; 
  
3. Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende Ver-

waltungsangelegenheiten 
  
4. Projekt "ZweiMalKultur - Gegenseitige Integration; 

Bericht 
  
B. Nichtöffentlicher Teil 
  
5. Niederschrift über die 8. Sitzung des Hauptaus-

schusses - nichtöffentlicher Teil -in der 15. Wahlperi-
ode der Verbandsversammlung am 29.08.2012 

  
6. Anfragen von Ausschussmitgliedern; 
  
7. Bericht der Verbandsvorsteherin über laufende Ver-

waltungsangelegenheiten 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
481 Kraftloserklärung von in Verlust geratenen 

Sparkassenbüchern 
 
Da sich aufgrund unserer Aufgebote vom 31. Juli 2012 bis 
zum Aufgebotstermin niemand gemeldet hat, werden die in 
Verlust geratenen Sparkassenbücher Nr.  
 
300.239.696 342.218.542 342.219.789 
342.299.138 342.390.820 342.391.844 

 
unserer Sparkasse, gemäß §16 Abs. 2 Ziffer 6 der Verord-
nung über den Betrieb und die Geschäfte der Sparkassen 
(SpkVO) NW vom 15. Dezember 1995 hiermit für kraftlos 
erklärt. 
 
Detmold, den 20. November 2012 
 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
Der Vorstand 
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